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• Aufgaben, Rechte und Pflichten bei der Betreuung

3. aktualisierte Auflage

Das Betreuungsrecht praktisch erklärt
 
Rechtliche Betreuung geht jeden etwas an. Jeder kann durch eine schwere Krank-
heit oder einen Unfall unerwartet in eine Situation geraten, in der man auf fremde 
Hilfe angewiesen ist. Die Betreuung dient dem Schutz und der Unterstützung 
erwachsener Menschen, die wegen einer Krankheit oder einer Behinderung ihre 
Angelegenheiten ganz oder teilweise rechtlich nicht selbst besorgen können und 
deshalb auf die unterstützende Hilfe anderer angewiesen sind. Dem Betroffenen 
wird deshalb ein Betreuer als gesetzlicher Vertreter zur Seite gestellt. In den 
meisten Fällen wird die Betreuung vom Betreuungsgericht ehrenamtlichen Betreuern, 
insbesondere Familienangehörigen übertragen, manchmal aber auch Berufs- 
betreuern oder Betreuungsvereinen.

Am 1. 1. 2023 trat das umfassend modernisierte Betreuungsrecht in Kraft. Die 
Betreuungsrechtsreform hat grundlegende Änderungen für Betreute, für Berufs- 
betreuer und ehrenamtliche Betreuer mit sich gebracht. Priorität hat seitdem die 
Unterstützung des Betreuten bei seinem eigenen selbst bestimmten Handeln. 
Zudem muss der Betreuer sein Handeln stärker an den Wünschen des Betreuten 
ausrichten. Mit der Reform wurde auch ein befristetes gesetzliches Vertretungs-
recht für Ehegatten in Gesundheitsangelegenheiten eingeführt.

Dieser Ratgeber will auf der Grundlage des aktualisierten Betreuungsrechts allen 
Beteiligten, dem Betreuten und dem Betreuer, bei den täglichen Herausforderungen 
helfen. Sie erfahren u. a.,

•	 wann ein Betreuer bestellt werden darf,

•	 wie der Betreuer vom Gericht bestellt wird,

•	 welche rechtlichen Auswirkungen die Betreuung hat,

•	 wie die Betreuung geführt wird,

•	 welche Aufgaben, Rechte und Pflichten der Betreuer hat,

•	 welche Zwangsmaßnahmen im Rahmen der Betreuung zulässig sind,

•	 und was sonst noch seit der Betreuungsrechtsreform gilt. 

Ein Ratgeber für Betroffene und potenzielle Betreuer mit zahlreichen Praxistipps 
und verständlichen Handlungsanleitungen. 
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Vorwort

Die Betreuung dient dem Schutz und der Unterstützung erwachsener 
Menschen, die wegen einer Krankheit oder einer Behinderung ihre 
Angelegenheiten ganz oder teilweise rechtlich nicht selbst besorgen 
können und deshalb auf die unterstützende Hilfe anderer angewie-
sen sind. Dem Betroffenen wird deshalb ein Betreuer als gesetzlicher 
Vertreter zur Seite gestellt. In den meisten Fällen wird die Betreuung 
vom Betreuungsgericht ehrenamtlichen Betreuern, insbesondere 
Familienangehörigen, übertragen.

In Deutschland gibt es rund 1,3 Millionen Betreuungen, Tendenz 
steigend. Durch das 2023 reformierte Betreuungsrecht wird diesen 
Menschen die größtmögliche Selbstbestimmung gewährleistet und 
ihre Wünsche in den Mittelpunkt aller Entscheidungen gestellt.

Das reformierte Betreuungsrecht enthält grundlegende Änderungen 
für Betreute und für die ehrenamtlichen und beruflichen Betreuer. 
Die Regelungen betreffen in erster Linie die Stärkung von Selbstbe-
stimmung und Autonomie betreuter Personen im Vorfeld und wäh-
rend einer rechtlichen Betreuung. Priorität hat künftig die Unterstüt-
zung des Betreuten bei seinem eigenen selbstbestimmten Handeln. 
Zudem muss der Betreuer sein Handeln stärker an den Wünschen 
des Betreuten ausrichten. In allen Stadien des Betreuungsverfahrens 
wird die betreute Person nach dem neuen Betreuungsrecht besser 
informiert und stärker eingebunden; das betrifft nicht nur die Be-
stellung und Auswahl des Betreuers, sondern auch die gerichtliche 
Kontrolle. Mit der Reform wurde zudem ein wechselseitiges gesetzli-
ches Vertretungsrecht für Ehegatten in Gesundheitsangelegenheiten 
eingeführt. Ehegatten können einander in Gesundheitsangelegen-
heiten kraft Gesetzes für die Dauer von sechs Monaten gegenseitig 
vertreten, wenn ein Ehegatte aufgrund von Bewusstlosigkeit oder 
Krankheit seine Angelegenheiten der Gesundheitssorge nicht recht-
lich besorgen kann.
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|  Vorwort

Dieser Ratgeber will bei den wesentlichen praktischen Fragen helfen, 
mit denen sich die Beteiligten, Betreute und Betreuer, tagtäglich im 
Zusammenhang mit einer rechtlichen Betreuung auseinandersetzen 
müssen. Dabei geht es insbesondere darum, unter welchen Voraus-
setzungen vom Gericht ein Betreuer bestellt werden darf, welche 
Auswirkungen die Betreuung hat, nach welchen Grundsätzen der 
Betreuer vom Gericht ausgewählt wird, welche Aufgaben dem Be-
treuer vom Gericht übertragen werden können, welche Rechte und 
Pflichten Betreute und Betreuer haben und wie das gerichtliche Be-
treuungsverfahren abläuft. Eingegangen wird auch darauf, wie der 
Betroffene durch eine Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht und 
eine Patientenverfügung Einfluss auf die Betreuung nehmen bzw. 
eine rechtliche Betreuung sogar vermeiden kann.

Dr. iur. Otto N. Bretzinger
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1	 Überblick über das Betreuungsrecht 
nach der Reform 2023

Wenn eine volljährige Person ihre Angelegenheiten ganz oder teil-
weise deshalb nicht besorgen kann, weil sie krank oder behindert 
ist, muss sie vor Gefährdungen, die insbesondere ihre Person und 
ihr Vermögen betreffen, geschützt werden. Dieser Schutz wird durch 
die sogenannte Betreuung gewährleistet. Es wird vom Betreuungsge-
richt ein Betreuer bestellt, der in einem genau festgelegten Umfang, 
den sogenannten Aufgabenkreisen, für die hilfsbedürftige Person 
rechtlich handelt.

Mit den am 1.1.2023 in Kraft getretenen gesetzlichen Änderungen 
wurde das geltende Betreuungsrecht grundlegend reformiert. Dabei 
handelt es sich um die umfassendsten Änderungen seit seiner Ein-
führung am 1.1.1992. Ziel der Reform des Betreuungsrechts war die 
Stärkung des Selbstbestimmungsrechts und der Autonomie unter-
stützungsbedürftiger Menschen. Die gesetzlichen Änderungen be-
trafen sowohl den Betreuten als auch den Betreuer.

	� Unterstützungsbedarf ist vorrangig: Bei der Prüfung der 
Notwendigkeit der Bestellung eines Betreuers steht heute weni-
ger die medizinische Feststellung von Defiziten der betreffenden 
Personen im Mittelpunkt, vielmehr wird der konkrete Unterstüt-
zungsbedarf in den Vordergrund gestellt. Nicht der medizinische 
Befund einer Krankheit oder Behinderung ist die vorrangig fest-
zustellende Voraussetzung für die Einrichtung einer Betreuung, 
sondern der individuell und konkret zu bestimmende Unterstüt-
zungsbedarf des hilfsbedürftigen Betroffenen.

	� Mehr Selbstbestimmung für den Betroffenen: Das reformierte 
Betreuungsrecht gewährleistet dem Betreuten mehr Selbstbestim-
mung im Vorfeld der Einrichtung einer rechtlichen Betreuung 
und während der Betreuung.
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|  Überblick über das Betreuungsrecht nach der Reform 20231

	� Stärkere Orientierung an den Wünschen des Betroffenen: 
Nach altem Recht hatte der Betreuer die Angelegenheiten des 
Betreuten so zu besorgen, wie es (von außen betrachtet) dessen 
Wohl entspricht. Nunmehr stehen die Wünsche des Betreuten 
bzw. dessen mutmaßlicher Wille im Vordergrund des Betreuer
handelns. An den Wünschen des Betreuten hat sich auch die 
Eignung des Betreuers zur Ausübung der Betreuung und die 
Wahrnehmung der gerichtlichen Aufsicht, vor allem im Rahmen 
von Genehmigungsverfahren, zu orientieren.

	� Bessere Information des Betreuten: Durch das aktuelle Recht 
wird sichergestellt, dass der Betroffene in sämtlichen Stadien des 
Betreuungsverfahrens besser informiert und stärker eingebunden 
wird. Das betrifft unter anderem die gerichtliche Entscheidung 
über das Ob und Wie der Betreuerbestellung, die Auswahl des 
konkreten Betreuers und dessen Kontrolle durch das Betreuungs-
gericht.

	� Eignung der Betreuer: Berufsbetreuer müssen sich künftig bei 
einer Betreuungsbehörde registrieren lassen und persönliche und 
fachliche Mindesteignungsvoraussetzungen nachweisen. Ehren-
amtliche Betreuer, die keine familiäre oder persönliche Bindung 
zur betreuten Person haben, sollen sich an einen Betreuungsver-
ein anschließen, der sie beraten und fortbilden kann.

	� Stärkung der Aufsicht und Kontrolle: Die gerichtliche Aufsicht 
ist heute auf die Ermittlung der Wünsche des Betreuten ausge-
richtet. Pflichtwidrigkeiten des Betreuers, insbesondere solche, 
die die Selbstbestimmung des Betreuten beeinträchtigen, können 
besser erkannt und sanktioniert werden.

Achtung: Im Zusammenhang mit der Reform des Betreuungs-
rechts wird auch ein sogenanntes Notvertretungsrecht für Ehe-
gatten eingeführt (Näheres dazu unter 3.4). Ehegatten können 
sich gegenseitig in Angelegenheiten der Gesundheitssorge 
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Überblick über das Betreuungsrecht nach der Reform 2023  | 1

zeitlich begrenzt vertreten, wenn ein Ehepartner aufgrund von 
Bewusstlosigkeit oder Krankheit seine Angelegenheiten der Ge-
sundheitssorge vorübergehend rechtlich nicht besorgen kann

Im Folgenden werden zunächst im Rahmen eines Überblicks die 
wesentlichen Änderungen des Betreuungsrechts auf der Grundlage 
der amtlichen Begründung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
(BT-Drs. 19/24445) kompakt zusammengefasst.

1.1	 Einführung eines Notvertretungsrechts für 
Eheleute 

Nach altem Recht konnten Ehegatten weder Entscheidungen über 
medizinische Behandlungen für ihren nicht mehr selbst handlungs-
fähigen Partner treffen noch diesen im Rechtsverkehr vertreten, 
solange sie nicht als rechtliche Betreuer ihres Partners bestellt oder 
von ihm im Rahmen einer Vorsorgevollmacht hierzu wirksam be-
vollmächtigt worden sind. Besonders in der ersten Zeit nach einem 
Unfall oder einer plötzlich aufgetretenen schweren Krankheit kann 
es für Betroffene und Angehörige jedoch eine zusätzliche erhebliche 
Belastung bedeuten, wenn es erst eines gerichtlichen Verfahrens zur 
Betreuerbestellung bedarf, um dem Ehegatten auch in rechtlicher 
Hinsicht beistehen zu können.

Seit 1.1.2023 werden die Beistandsmöglichkeiten unter Ehegatten in 
Akut- oder Notsituationen verbessert, indem dem Ehegatten zeitlich 
begrenzt eine Möglichkeit eröffnet wird, den handlungsunfähigen 
Ehegatten in einer Krankheitssituation zu vertreten. Das Vertre-
tungsrecht beschränkt sich auf die Angelegenheiten der Gesund-
heitssorge und damit eng zusammenhängende Angelegenheiten. Es 
setzt voraus, dass der behandelnde Arzt bestätigt hat, dass der vertre-
tene Ehegatte aufgrund von Bewusstlosigkeit oder einer Krankheit 
diese Angelegenheiten rechtlich nicht besorgen kann.

Näheres zum Notvertretungsrecht der Ehegatten unter 3.4.1.
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1.2	 Bestellung des Betreuers 
Die reformierten betreuungsrechtlichen Regelungen betreffen die 
Voraussetzungen der Betreuerbestellung, den Umfang der Betreu-
ung und die Auswahl des Betreuers. Zudem wird die Beratung und 
Unterstützung des Betroffenen im Vorfeld einer möglichen Betreu-
ung erweitert.

1.2.1	 Erweiterung der Beratung und Unterstützung im 
Vorfeld einer Betreuung 

Nach wie vor darf ein Betreuer nur bestellt werden, wenn dies erfor-
derlich ist (Näheres dazu unter 3.). Im Sinne des Betreuungsrechts 
liegt es also, die Bestellung eines Betreuers möglichst zu vermeiden. 
Deshalb soll die Betreuungsbehörde dem Betroffenen ein Beratungs- 
und Unterstützungsangebot unterbreiten, wenn im Einzelfall An-
haltspunkte für einen Betreuungsbedarf bestehen.

Zur Umsetzung des Erforderlichkeitsgrundsatzes wurde im neuen 
Betreuungsrecht im Vorfeld einer rechtlichen Betreuung die Durch-
führung einer »erweiterten« Unterstützung mit Zustimmung des 
Betroffenen eingeführt. Diese umfasst über das »normale« Bera-
tungs- und Unterstützungsangebot hinausgehende Maßnahmen, 
die geeignet sind, die Bestellung eines Betreuers zu vermeiden, und 
die keine rechtliche Vertretung des Betroffenen durch die Behörde 
erfordern. In Betracht kommen also vor allem solche Maßnahmen, 
bei denen – insbesondere bei komplexerem Hilfebedarf gegenüber 
mehreren verschiedenen Trägern des sozialen Hilfesystems – die Be-
hörde 

	� den individuellen Unterstützungs- und Hilfebedarf des Betroffe-
nen mit dessen Zustimmung möglichst umfassend ermittelt,

	� eine auf alle konkret in Betracht kommenden Sozialleistungen 
ausgerichtete Beratung anbietet 
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	� und den Betroffenen bei der Geltendmachung seiner sozialrecht-
lichen Ansprüche niedrigschwellig, das heißt insbesondere ohne 
Stellvertretung, unterstützt (z.B. Begleitung bei Besorgungen) 
und hierbei insbesondere auch eine möglicherweise zunächst 
fehlende Mitwirkungsbereitschaft oder -fähigkeit ausgleicht.

1.2.2	 Voraussetzungen für die Betreuerbestellung 

Während vor der Reform die Feststellung von Defiziten der betref-
fenden Personen im Mittelpunkt der Prüfung für die Einrichtung 
einer Betreuung stand, steht jetzt der objektive Betreuungs- und 
Unterstützungsbedarf der betroffenen Person an erster Stelle für die 
Voraussetzungen der Bestellung eines Betreuers. Nicht der medizini-
sche Befund einer Krankheit oder Behinderung ist vom Betreuungs-
gericht vorrangig zu prüfen, sondern die Frage, ob die betroffene 
volljährige Person noch konkret die Fähigkeit besitzt, ihre Angele-
genheiten zu besorgen (vgl. dazu 3.3).

1.2.3	 Umfang der Betreuung 

Die Aufgaben eines Betreuers bestehen aus einzelnen Aufgabenkrei-
sen, während einzelne Bestandteile des Aufgabenkreises bzw. die 
konkret zu regelnden Bereiche nunmehr neu als »Aufgabenberei-
che« bezeichnet werden.

Gesetzlich wird klargestellt, dass die Aufgabenbereiche vom Betreu-
ungsgericht im Einzelnen angeordnet werden müssen. Die Anord-
nung einer Betreuung in allen Angelegenheiten ist damit künftig 
unzulässig. Außerdem wird die Geltung des Erforderlichkeitsgrund-
satzes ausdrücklich auch für die Anordnung eines jeden einzelnen 
Aufgabenbereichs bestimmt. Gleichzeitig wird für die Betreuungs-
gerichte noch deutlicher gemacht, dass sie in Ausübung des Erfor-
derlichkeitsgrundsatzes gehalten sind, immer dann, wenn es zur 
Wahrnehmung des konkreten Betreuungsbedarfs ausreicht, ledig-
lich einen einzelnen Aufgabenbereich anzuordnen, der sich auch nur 
auf einzelne Maßnahmen beschränken kann.
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Aufgabenbereiche, deren Wahrnehmung mit einer erhöhten Ein-
griffsintensität im Hinblick auf das Selbstbestimmungsrecht des 
Betreuten verbunden ist, ohne dass das Tätigwerden des Betreuers 
unter den Vorbehalt einer Genehmigung des Betreuungsgerichts ge-
stellt wird, bedürfen der ausdrücklichen Anordnung des Betreuungs-
gerichts. So ist ein Mindestmaß an gerichtlicher Kontrolle dadurch 
sichergestellt, dass vor der Anordnung dieser Aufgabenbereiche de-
ren Erforderlichkeit besonders aufmerksam geprüft werden muss. 
Vorgesehen wird dies insbesondere für mit Freiheitsentziehung ver-
bundene Maßnahmen, die früher oftmals im Rahmen des weiten ge-
richtlich zugewiesenen Aufgabenkreises »Aufenthaltsbestimmung« 
erfolgten.

1.2.4	 Auswahl des Betreuers 

Das Ziel des neuen Betreuungsrechts, den Vorrang der Wünsche des 
Betroffenen zu stärken, wird auch bei der Auswahl des Betreuers 
umgesetzt. Danach wird dem Wunsch des Betroffenen nach einem 
bestimmten Betreuer – vorausgesetzt, er ist geeignet – grundsätzlich 
entsprochen. Entsprechendes gilt für den Wunsch des Betroffenen, 
eine bestimmte Person abzulehnen. Wenn der Betroffene den mög-
lichen Betreuer vor dessen Bestellung nicht kennt, wird ihm zudem 
auf Wunsch ein persönliches Gespräch zum Kennenlernen ermög-
licht, das durch die Betreuungsbehörde zu vermitteln ist. Wegen der 
Einzelheiten vgl. 4.8.1.

1.3	 Führung der Betreuung
Seit 2023 haben die Wünsche des Betroffenen bei der Führung der 
Betreuung noch größeres Gewicht. Die Pflicht zur persönlichen Be-
treuung wird durch eine Kontakt- und Besprechungspflicht kon-
kretisiert. Und im Rahmen des bereits geltenden Rehabilitations-
grundsatzes wird klargestellt, dass der Betreuer nicht nur auf eine 
gesundheitliche Rehabilitation des Betreuten hinzuwirken hat, son-
dern auch darauf, dass der Betreute insgesamt wieder seine recht
liche Handlungsfähigkeit erlangt bzw. diese verbessert wird.

Betreuungsrecht_3A_.indb   16Betreuungsrecht_3A_.indb   16 30.07.2024   10:12:3130.07.2024   10:12:31



|  17

Überblick über das Betreuungsrecht nach der Reform 2023  | 1

1.3.1	 Vorrang der Wünsche des Betreuten 

Richtschnur für Maßnahmen des Betreuers sind die Wünsche des 
Betreuten. Sie genießen grundsätzlich Vorrang. Deshalb ist der Be-
treuer zunächst verpflichtet, die Wünsche des Betreuten festzustellen 
und den Betreuten sodann bei deren Umsetzung zu unterstützen. 
Nur in Ausnahmefällen hat der Betreuer den Wünschen des Be-
treuten nicht zu entsprechen, insbesondere dann, soweit die Person 
des Betreuten oder dessen Vermögen hierdurch erheblich gefährdet 
würde und der Betreute diese Gefahr aufgrund seiner Krankheit 
oder Behinderung nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht 
handeln kann. Kann der Betreuer die Wünsche des Betreuten nicht 
feststellen oder darf er ihnen aufgrund der damit verbundenen Ge-
fährdung des Betreuten nicht entsprechen, hat er den mutmaßlichen 
Willen des Betreuten zu ermitteln und umzusetzen. Näheres dazu 
unter 2.3 und 8.2.2.

1.3.2	 Kontakt- und Besprechungspflicht des Betreuers 

Das aktuelle Betreuungsrecht stellt die Beteiligung des Betreuten bei 
Maßnahmen des Betreuers sicher, indem der Betreuer verpflichtet 
wird, mit dem Betreuten den erforderlichen regelmäßigen Kontakt 
zu halten, sich regelmäßig einen persönlichen Eindruck von ihm zu 
verschaffen und dessen Angelegenheiten mit ihm zu besprechen.

Die Kontaktpflicht wird ausdrücklich in das Gesetz aufgenommen. 
Eine Besprechungspflicht bestand bereits nach dem alten Betreu-
ungsrecht, sie beschränkte sich aber auf »wichtige Angelegenheiten« 
des Betreuten. Neu ist die Verpflichtung des Betreuers, sich regel-
mäßig einen persönlichen Eindruck vom Betreuten zu verschaffen. 
Dies soll insbesondere die Fälle umfassen, in denen ein persönlicher 
Kontakt mangels eines konkreten Regelungsbedarfs aktuell nicht er-
forderlich zu sein scheint. Näheres dazu unter 8.2.3.
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1.3.3	 Rehabilitationsgrundsatz 

Bereits nach altem Betreuungsrecht war der Betreuer innerhalb sei-
nes Aufgabenkreises gehalten, dazu beizutragen, dass Möglichkeiten 
genutzt werden, die Krankheit oder Behinderung des Betreuten zu 
beseitigen, zu bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre 
Folgen zu mildern. Missverständlich wurde dieser Rehabilitations-
grundsatz (nur) auf die Krankheit oder Behinderung bezogen, die 
Anlass für die Betreuerbestellung ist, und daher nur im Aufgabenbe-
reich der Gesundheitssorge eine Bedeutung hat.

Jetzt kommt deutlicher zum Ausdruck, dass es nicht (allein) um eine 
gesundheitliche Rehabilitation geht. Der Betreuer hat vielmehr die 
Verpflichtung, auf die Beseitigung aller Gründe hinzuwirken, die 
eine Betreuung erforderlich gemacht haben, also neben den medi-
zinischen auch auf die Beseitigung der sozialen oder sonstigen Um-
stände, die den Betreuungsbedarf hervorgerufen haben. Nunmehr 
muss der Betreuer aktiv tätig werden, um den Betreuten, soweit wie 
möglich – auch bei weiterhin bestehender Erkrankung oder Behin-
derung – zu befähigen, seine rechtlichen Angelegenheiten wieder 
selbst oder mit niederschwelliger Hilfe zu besorgen. Näheres dazu 
unter 8.2.5.

1.4	 Personensorge 
Das reformierte Betreuungsrecht im Rahmen der Personenange-
legenheiten betrifft im Wesentlichen Regelungen zur Aufgabe von 
Wohnraum, der vom Betreuten selbst genutzt wird, und zur Bestim-
mung von dessen Umgang und Aufenthalt. Damit wird das Selbstbe-
stimmungsrecht des Betreuten besser gewahrt, indem eine vorbeu-
gende gerichtliche Kontrolle ermöglicht wird. Näheres dazu unter 
6.4.3, 6.5 und 6.6.
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1.4.1	 Aufgabe von Wohnraum des Betreuten 

Die alten Regelungen zur Genehmigung der Wohnungskündigung 
schützten den Betreuten nur bedingt vor einer Verlagerung seines 
Lebensmittelpunkts gegen oder ohne seinen Willen. Heute werden 
die Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer Aufgabe von Wohn-
raum durch den Betreuer gesetzlich geregelt. Zudem wird die Prü-
fung der Zulässigkeit durch das Betreuungsgericht durch Einführung 
von Anzeige- und Genehmigungspflichten sichergestellt. Wegen der 
Einzelheiten vgl. 6.4.3.

1.4.2	 Umgangsbestimmung 

Das nach altem Betreuungsrecht geregelte Recht des Betreuers, den 
Umgang des Betreuten auch mit Wirkung für und gegen Dritte zu 
bestimmen, wird nunmehr dahin gehend eingeschränkt, dass eine 
solche Umgangsbestimmung nur dann zulässig ist, wenn der Be-
treute dies selbst wünscht oder ihm eine konkrete Gefahr droht. Da-
mit darf der Umgang des Betreuten nur dann eingeschränkt werden, 
wenn andernfalls seine Person oder sein Vermögen erheblich gefähr-
det würde und der Betreute diese Gefahr aufgrund seiner Erkran-
kung oder Behinderung nicht erkennen oder nicht nach dieser Ein-
sicht handeln kann. Zudem darf der Betreuer jetzt den Umgang des 
Betreuten mit anderen Personen nur bestimmen, wenn ihm dieser 
Aufgabenbereich vom Betreuungsgericht ausdrücklich zugewiesen 
ist. Näheres dazu unter 6.6.

1.5	 Vermögenssorge 
Die seit 1.1.2023 geltenden Rechtsänderungen betreffen auch die 
Vermögensangelegenheiten des Betreuten. Näheres zur Vermögens-
sorge unter 6.2.

	� Auch die Vermögensangelegenheiten des Betreuten hat der Be-
treuer so zu besorgen, dass der Betreute im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten sein Leben nach seinen Wünschen gestalten kann. Der 
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Betreuer hat den Wünschen nur nicht zu entsprechen, soweit die 
Person des Betreuten oder dessen Vermögen hierdurch erheblich 
gefährdet würde und der Betreute diese Gefahr aufgrund seiner 
Krankheit oder Behinderung nicht erkennen oder nicht nach die-
ser Einsicht handeln kann. In diesem Fall sowie dann, wenn der 
Betreute keine Wünsche äußert, hat der Betreuer den mutmaß
lichen Willen zu ermitteln und sich daran zu orientieren.

	� Auch das Betreuungsgericht hat im Rahmen der gesamten Auf-
sicht und damit insbesondere auch bei der Erteilung von Ge-
nehmigungen im Bereich der Vermögenssorge die Wünsche und 
Vorstellungen des Betreuten, hilfsweise dessen mutmaßlichen 
Willen, zu ermitteln und zu berücksichtigen.

	� Das Betreuungsgericht kann bei konkreten Anhaltspunkten 
dafür, dass die Kontrolle der Richtigkeit und Vollständigkeit des 
Vermögensverzeichnisses durch eine dritte Person zum Schutz 
des Vermögens des Betreuten erforderlich ist, eine dritte Person 
als Zeugen bei der Erstellung des Vermögensverzeichnisses hin-
zuziehen.

	� Das vom Betreuer zu erstellende Vermögensverzeichnis muss 
dem Betreuten vom Betreuungsgericht grundsätzlich zur Kennt-
nis gegeben werden.

1.6	 Beratung und Aufsicht durch das 
Betreuungsgericht 

Die neuen gesetzlichen Regelungen zur Kontrolle des Betreuerhan-
delns durch das Betreuungsgericht stellen sicher, dass die Betreuung 
im Interesse größtmöglicher Selbstbestimmung des Betreuten da-
hin gehend überprüft wird, ob der Betreuer sein Handeln nach den 
Wünschen des Betreuten ausrichtet und so weit wie möglich eine un-
terstützte Entscheidungsfindung und -umsetzung ermöglicht wird.
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1.6.1	 Maßstab für die gerichtliche Kontrolle und 
Aufsicht 

Wie unter 1.3.1 dargelegt, hat der Betreuer die Angelegenheiten 
des Betreuten nach dessen Wünschen zu besorgen. Dieser wichtige 
Grundsatz des Betreuungsrechts gilt auch für die Aufsichtstätigkeit 
des Gerichts, weil dieses das Handeln des Betreuers zu beaufsichti-
gen hat. Maßstab für alle Maßnahmen der gerichtlichen Kontrolle 
und Aufsicht (z.B. bei Anordnungen gegenüber dem Betreuer oder 
bei der Erteilung von Genehmigungen) sind deshalb die Wünsche 
des Betreuten, hilfsweise sein mutmaßlicher Wille.

1.6.2	 Persönliche Anhörung des Betreuten bei Anhalts
punkten für Pflichtwidrigkeiten 

Wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Betreuer pflichtwid-
rig den Wünschen des Betreuten nicht oder nicht in geeigneter Weise 
entspricht oder seinen Pflichten gegenüber dem Betreuten in ande-
rer Weise nicht nachkommt, hat das Betreuungsgericht nach neuem 
Betreuungsrecht den Betreuten grundsätzlich persönlich anzuhören. 
So wird sichergestellt, dass die zur Ermittlung der Wünsche des Be-
treuten notwendige Einbeziehung in die Kontrolle der Betreuungs-
führung tatsächlich stattfindet.

1.6.3	 Obligatorischer Anfangsbericht des Betreuers 

Der Betreuer hat mit Übernahme der Betreuung einen Bericht über 
die persönlichen Verhältnisse des Betreuten (Anfangsbericht) zu 
erstellen. Von der Verpflichtung, einen Anfangsbericht zu erstellen, 
sind diejenigen ehrenamtlichen Betreuer ausgenommen, die schon 
vor ihrer Bestellung mit dem Betreuten in einer familiären Bezie-
hung oder persönlichen Bindung standen. Allerdings können diese 
selbstverständlich auch einen entsprechenden Bericht anfertigen.
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Im Anfangsbericht sind die persönliche Situation des Betreuten, die 
Ziele der Betreuung, die bereits durchgeführten und beabsichtigten 
Maßnahmen sowie die Wünsche des Betreuten hinsichtlich der Be-
treuung anzugeben. Durch dieses neue Instrument soll der Betreute 
möglichst frühzeitig vom Betreuer eingebunden und die Betreu-
ungswünsche ermittelt werden. Ferner können auf der Grundlage 
des Anfangsberichts Entwicklungen und erreichte Ziele in den fol-
genden Jahresberichten besser dokumentiert werden (vgl. dazu auch 
1.6.5).

Näheres zur Berichtspflicht des Betreuers unter 8.3.

1.6.4	 Anfangsgespräch für ehrenamtliche 
»Angehörigenbetreuer« 

Wie unter 1.6.3 dargelegt, sind diejenigen ehrenamtlichen Betreuer 
von der Verpflichtung, einen Anfangsbericht zu erstellen, ausge-
nommen, die schon vor ihrer Bestellung mit dem Betreuten in ei-
ner familiären Beziehung oder persönlichen Bindung standen. In 
diesem Fall muss das Betreuungsgericht auf Wunsch des Betreuten 
oder in anderen geeigneten Fällen ein Eingangsgespräch führen, das 
die persönliche Situation des Betreuten, die Betreuungsziele und die 
Wünsche des Betreuten zum Gegenstand hat. Der ehrenamtliche Be-
treuer soll an dem Gespräch teilnehmen.

1.6.5	 Laufende Berichterstattung 

Die laufende Aufsicht des Betreuungsgerichts über die Betreuung 
wird auch dadurch verbessert, dass die Pflichtangaben im jährlich 
vom Betreuer zu erstellenden Jahresbericht deutlich erweitert und 
stärker auf die jeweilige Situation des Betreuten, dessen Befinden 
und Sichtweise auf die Betreuung konzentriert werden. So muss der 
Betreuer unter anderem Angaben zu Art, Umfang und Anlass der 
persönlichen Kontakte zum Betreuten, die Umsetzung der bisheri-
gen Betreuungsziele und die Darstellung der bereits durchgeführten 
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und beabsichtigten Maßnahmen machen. Zudem muss jährlich die 
weitere Erforderlichkeit der Betreuung und ihres Umfangs sowie ge-
gebenenfalls eines Einwilligungsvorbehalts ausdrücklich und subs-
tanziiert dargelegt werden. Und um die Einbeziehung des Betreuten 
nicht nur in die Führung der Betreuung, sondern auch in die gericht-
liche Kontrolle sicherzustellen, muss der Betreuer die Umstände mit 
dem Betreuten besprechen, die dem Betreuungsgericht im Jahresbe-
richt mitgeteilt werden sollen.

Näheres zur Berichtspflicht des Betreuers unter 8.3.

1.6.6	 Auskunfts- und Mitteilungspflichten des 
Betreuers

Die Auskunfts- und Mitteilungspflichten des Betreuers gegenüber 
dem Betreuungsgericht sind seit 2023 um die Pflicht ergänzt, über 
die jährliche Berichtspflicht hinaus wesentliche Änderungen der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Betreuten un-
verzüglich mitzuteilen. Näheres dazu unter 8.4.

1.7	 Qualität der ehrenamtlichen Betreuung 
Vorrang bei der Auswahl des Betreuers genießen ehrenamtliche 
Betreuer. Dabei handelt es sich um Personen, die außerhalb einer 
beruflichen Tätigkeit rechtliche Betreuungen führen. Ehrenamtliche 
Betreuer können sowohl Personen, die familiäre Beziehungen oder 
persönliche Bindungen zum Betroffenen haben, als auch andere 
Personen sein. Die besondere Qualität der ehrenamtlichen Betreu-
ung liegt bei Betreuern mit einer familiären Beziehung oder einer 
persönlichen Bindung zum Betreuten in dem bei Übernahme der 
Betreuung bereits bestehenden Näheverhältnis, das in aller Regel 
aufseiten des Betreuers mit vertieften Kenntnissen über die persön
lichen Wünsche, Vorstellungen und Präferenzen des Betreuten sowie 
der Bereitschaft zu einem erhöhten persönlichen Zeit- und Mühe-
einsatz verbunden ist.
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Ziel des neuen Betreuungsrechts war es auch, durch verschie-
dene Maßnahmen die Qualität der ehrenamtlichen Betreuung zu 
verbessern.

1.7.1	 Persönliche Eignung und Zuverlässigkeit als 
generelle Eignungsanforderung 

Seit 1.1.2023 müssen alle ehrenamtlichen Betreuer bei Übernahme 
einer Betreuung über eine persönliche Eignung und Zuverlässigkeit 
verfügen und diese nachweisen. Bereits bei der Erstellung ihres Be-
treuervorschlags soll die Betreuungsbehörde prüfen, ob diese Vor-
aussetzungen vorliegen. Hierzu hat der potenzielle ehrenamtliche 
Betreuer der zuständigen Behörde ein Führungszeugnis und eine 
Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis vorzulegen, die beide nicht 
älter als drei Monate sein sollen. Näheres dazu unter 4.8.1.

1.7.2	 Anbindung an einen Betreuerverein 

Das neue Betreuungsrecht bindet ehrenamtliche Betreuer an Betreu-
ungsvereine an und stellt so deren kompetente und konstante Beglei-
tung während der Betreuungsführung sicher. Umgesetzt wird dies 
durch den Abschluss einer Vereinbarung über eine kontinuierliche 
Beratung, Fortbildung und Unterstützung zwischen dem potenziel-
len ehrenamtlichen Betreuer und einem anerkannten Betreuungs-
verein.

Achtung: Eine Verpflichtung zur Anbindung an einen Betreuungs-
verein besteht für ehrenamtliche Betreuer mit einer familiären 
Beziehung oder persönlichen Bindung zum Betreuten nicht.
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